
 

 

 

Caritasverband für die Stadt und den Landkreis Würzburg e. V. 

Sehr geehrte Damen und Herren,  
liebe Ehrenamtliche und Helferkreise,  
 
heute möchte ich Sie gerne wieder über einige interessante Neuigkeiten informieren:  
 
1. Live-Multivision „Syrien – ein Land vor dem Krieg“, heute 18. Oktober 2019 in 

Würzburg 
Kurzentschlossene können heute Abend um 20 Uhr noch zu einer Live-Multivision 
„Syrien – ein Land vor dem Krieg“ mit dem Fotojournalist, Autor und 
Islamwissenschaftler Lutz Jäkel in das Veranstaltungszentrum Heiligkreuz 
(Hartmannstraße 29, Würzburg-Zellerau) kommen. Lutz Jäkel zeigt in seiner Live-
Reportage Syriens Schönheit, zeitlos und lebendig, belegt die Einzigartigkeit der 
Region, berichtet von herzlichen Begegnungen, kultureller Fülle, einem meist 
friedlichen Miteinander der Religionen und Ethnien. Eindrucksvoll dokumentieren seine 
Fotos den Alltag bis 2011, zeigen, wie man in Syrien lacht und einkauft, arbeitet, betet 
und feiert.  
Weitere Informationen zum Inhalt finden Sie bei Interesse unter 
http://www.syriabefore2011.com/live-reportage/ Karten kosten 15,50 Euro und können 
über die Homepage des Veranstalters unter http://www.die-welt-in-
bildern.com/termine.html gekauft werden.  
 

2. Vortrag „Der Islam – Eine Bedrohung oder eine Quelle für den Frieden?“ am 30. 
Oktober in Würzburg 

Am Mittwoch, den 30. Oktober um 18 Uhr lädt die Ahmadiyya-Gemeinde 
Interessierte zu einem Vortrag unter dem Moto „Der Islam - Eine Bedrohung 
oder eine Quelle für den Frieden?“ in die Bait-ul-Aleem Moschee (Edith-Stein-
Straße 6, 97084 Würzburg-Heuchelhof) ein. Die Veranstalter erfahren immer 
wieder Vorbehalte gegenüber dem Islam und wollen mit dieser Veranstaltung 
dazu beitragen, diesen Vorbehalten einen anderen Blick auf die Lehren des 
Islam entgegenzustellen. Ansprechpartner bei Fragen und zur Anmeldung ist 
Herr Muhammad Zafarullah unter kontakt@baitul-aleem.de.  
 

3. Dritter Fränkischer Asylgipfel am 9. November 2019 in Nürnberg 

Vor zwei Jahren fand in der Oberpfalz der erste bayerische Asylgipfel 
statt.  Inzwischen finden die Asylgipfel der Helfer- und Unterstützerkreise in 
ganz Bayern statt und auch in Franken wurden bereits zwei Treffen organisiert. 
Ziel der Asylgipfel ist es, Helferinnen und Helfer zu vernetzen, ihnen praxisnahe 
Impulse für die ehrenamtliche Arbeit vor Ort zu geben, aber auch die politische 
Arbeit der Helferkreise zu bündeln. Am 9. November findet in Nürnberg der 
dritte Fränkische Asylgipfel statt. Verschiedene Themen werden dabei auf dem 
Podium und in Kleingruppen zur Sprache kommen, u.a.: Wichtige 
Gesetzesänderung im August 2019, Wahrung der Menschenrechte oder 
Identitätsklärung und Bleibeperspektive. Der Gipfel beginnt um 10 Uhr und 
endet gegen 18 Uhr. Weitere Informationen finden Sie am angehängten 
Programm (PDF Programm_Nuernberg_20191109). Anmelden können Sie sich 
unter folgendem Link: http://www.asylgipfel-bayern.de/.  
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3. Fränkischer Asylgipfel  


am Sa., 09. November 2019, 10 – 18 Uhr 


im Nachbarschaftshaus Gostenhof, 


Adam-Klein Str. 6, 90429 Nürnberg 


 


 


Motto: „Nach uns die Sintflut?!“ - Humanität, gleiches Recht für alle, „laut 


werden“ und einander zuhören, dazu ernsthafte Fluchtursachenbekämpfung 


wären Hoffnungsträger für eine menschenwürdige Zukunft 


 


Programm 


10.00 Herzlich Willkommen mit Kaffee und Kleingebäck 


 


10.30 


 


 


Begrüßung mit Vorstellung des Programms 


Sonja Panzer und Monika Hopp 


 


10. 45 Rückblick und Stand der Dinge 


 


11.15 Impulsreferat über wichtige Gesetzesveränderungen im 


Asylbewerberleistungsgesetz / „Geordnete-Rückkehr-Gesetz“ bzw „Hau-ab-Gesetz“  


• Das Jahr 2020 als finale Ruhestätte des Asylrechts?! 


• Welche gravierenden Veränderungen gibt es mit Schwerpunkt auf Arbeits- und 


Ausbildungsduldung ?  


• Welche Folgen hat dies auf die Geflüchteten und Helfer*innen? 


 


12.15 Abschiebeflughafen Nürnberg: « Stadt der Menschenrechte ist gleich Stadt der 


Abschiebungen » 


 


13.00 Mittagspause 


 


14.00 


 


Podiumsdiskussion: „Nach uns die Sintflut?!“ 


Wir sind verpflichtet, erste Hilfe zu leisten und Menschenleben zu retten. Und dann? 


� Definieren wir Menschenwürde nach unterschiedlichem Maße? 


� Wer hat mit welchem Recht die Entscheidungsbefugnis über Arbeits- und 


Ausbildungserlaubnis? 


� Bedeutet Identitätsklärung Zugang zur Arbeit oder Gefahr vor 


Abschiebung? 


� Lassen wir Bürokratie vor Humanität walten? 


� Investieren wir lieber in AnkER-Zentren als in Integration? 


� Schieben wir ab und haben dann unsere Ruhe? - Und wer sind „wir“? 


� Was müssen und wollen wir tun, um positiv in die Zukunft blicken zu 


können? 


 







Auf dem Podium diskutieren: 


• Giannina Mangold (Rechtsanwältin) 


• Klaus Stadler (Kapitän bei sea- eye) 


• Bayerischer Flüchtlingsrat (n.n.) 


• Betroffene Geflüchtete 


• Ehrenamtliche/r 


• Landesamt für Asyl und Rückführung (n.n.) 


• BAMF (n.n.) 


 


 


15.15 - Kaffeepause - 


 


15.30 Arbeitsgruppen zu folgenden Themen: 


Austausch / Information / Diskussion / Vernetzung 


 


AG 1: Konkrete Planung einer Groß-Aktion vor Heimatministerium in Nbg. mit der Frage, 


„wann ist der Mensch ein Mensch?“, denn: 


Eine lebens- und liebenswerte Heimat für alle Menschen im Freistaat und 


gleichwertige Lebens- und Arbeitsverhältnisse in allen bayerischen Landesteilen: Diese 


Leitgedanken stehen im Zentrum der Arbeit am Heimatministerium. 


 


AG 2: Genitalverstümmelung  


� Wie können wir Aufklärungsarbeit leisten? 


� Wie können wir Ämter und Regierung sensibilisieren? 


� Wie können wir Schutzraum für Geflüchtete bieten? 


 


AG 3: Wer bin ich? -  Identitätsklärung und Bleibeperspektive 


� Erfahrungsaustausch 


� Hürden und Chancen je nach Herkunft / je nach Ausländerbehörde 


� Ideensammlung für die Entwicklung  eines Rollenspiels für Politiker_innen / 


Beamte 
 


AG 4: 


 


 


 


 


 


AG 5: 


Nach uns die Sintflut?! – Wahrung der Menschenrechte:   (noch unklar) 


� Seenotrettung: Erste Hilfe und Achtung der Menschenwürde 


� Kirchenasyl: Letzte Hilfe und Achtung der Menschenwürde 


� Abschiebehaft / Abschiebung: Wo spüren wir unsere Grenzen und wie 


gehen wir mit ihnen um bei dieser Abschottungspolitik? 


 


Was tun, damit wir nicht untergehen? 


� Petition(en)  „Geflüchtete sollen arbeiten können“ 


� Dokumentation von Integrationsleistung  


� Dokumentieren von Aussagen der Ämter vor Ort 


 


16.50 


 


Plenum: 


Vorstellung der Ergebnisse der Arbeitsgruppen  


 


 


18.00 Schlussworte 


Monika Hopp und Sonja Panzer 


 


 


 







 


Organisations-Team: 


 


Monika Hopp   franken@asylhelfer.bayern 


Sonja Panzer   
 


 
Mit Unterstützung von: 
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Caritasverband für die Stadt und den Landkreis Würzburg e. V. 

4. „Alles eine Frage der Perspektive?“ Fortbildung zu Flucht, Migration und 
Behinderung am 9. und 10. Dezember in Würzburg 
Geflüchtete mit Behinderung sind zahlreichen Barrieren konfrontiert, da 
vorhandene Strukturen oft nicht für diese Gruppe ausgelegt sind.  Um dem in 
Würzburg konkret entgegenzuwirken, haben im vergangenen Jahr bereits zwei 
Fachtagungen zum Thema Flucht und Behinderung stattgefunden. Am 9. Und 
10. Dezember 2019 lädt die Organisation Handicap International gemeinsam 
mit der Stadt Würzburg nun zu einer Fortbildung für Fachkräfte ins Reuterhaus 
ein. Die Teilnehmer*innen erhalten Kenntnisse und Informationen an der 
Schnittstelle von Flucht, Migration und Behinderung. Ziel ist es, die Teilhabe 
der Zielgruppe zu erhöhen. Die Fortbildung ist kostenfrei. Informationen zu 
Programm und Anmeldung finden Sie in der Einladung: https://handicap-
international.de/sn_uploads/fck/HI_Fortbildung2019_WU.pdf.  

 
5. Ergebnisse einer Studie zum Verbleib und zu den Erfahrungen abgeschobener 

Afghanen  
Im angehängten PDF (AM19-8-9_beitrag_stahlmann_vorab191009) finden Sie 
eine Vorabveröffentlichung des Informationsverbundes Asyl und Migration mit 
den Ergebnissen einer Studie von Friederike Stahlmann zum Verbleib und zu 
den Erfahrungen abgeschobener Afghanen. Die Studie zeigt, dass 
abgeschobene Afghanen keine Perspektive im Land selbst sehen und sich 
überwiegend bereits erneut auf die Flucht nach Europa begeben haben oder 
dies planen. Und das, obwohl sie sich der Gefahren wie (tödlicher) 
Interventionen Iranischer und Türkischer Polizei und Ertrinken im Mittelmeer 
voll bewusst sind.  

 
6. Broschüre von Pro Asyl zum Sterben im Mittelmeer 

In der Broschüre zitiert Pro Asyl unter anderem Filippo Grandl, den hohen 
Flüchtlingskommissar der Vereinten Nationen: „Menschen aus Seenot zu retten 
ist keine Frage für Debatten oder die Politik, es ist eine Verpflichtung seit 
Menschengedenken. Wir können diese Tragödie beenden, wenn wir den Mut 
und den Weitblick haben, über das nächste Boot hinauszublicken.“. Weiter 
zählt die Broschüre neun Punkte auf, die aus Sicht der Verfasser geeignet sind, 
um das Sterben zu beenden (PDF PRO_ASYL_Broschuere_Notfallplan_web).  

 
Bitte melden Sie sich jederzeit gerne bei Fragen und Anregungen.  
Ich wünsche Ihnen schon jetzt ein schönes Wochenende und weiterhin viel Kraft 
für Ihr großartiges Engagement. 
 
Mit freundlichen Grüßen  
 
Tobias Goldmann  
 
 

 
Caritasverband für die Stadt und den Landkreis Würzburg e. V.  
Ehrenamtskoordination Flüchtlingshelferkreise - Integrationslotse 
Randersackerer Straße 25  
97072 Würzburg  
Tel. 0931 38659-118  
Fax 0931 38659-199  

https://handicap-international.de/sn_uploads/fck/HI_Fortbildung2019_WU.pdf
https://handicap-international.de/sn_uploads/fck/HI_Fortbildung2019_WU.pdf
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Friederike Stahlmann, Halle (Saale)*


Studie zum Verbleib und zu den Erfahrungen abgeschobener Afghanen


Inhalt
I.	 	Einleitung
II.	 	Methodik und Schwierigkeiten der Dokumentation
III.		Gewalterfahrungen


1.		Allgemeine Gefahren
2.		Speziell gegen Rückkehrende gerichtete Gewalt
3.		Kritische Diskussion der Repräsentativität


IV.		Lebensbedingungen
1.		Existenzssicherung und soziale Unterstützung
2.		Wohnsituation
3.		Kritische Diskussion der Repräsentativität


V.	 	Konsequenzen und Perspektiven


I. Einleitung


Afghanistan stellt in jüngerer Zeit laufend neue negative 
Rekorde auf: Schon im Jahr 2016 war das Armutsniveau 
mit 54,5 Prozent wieder so hoch wie zum Zeitpunkt des 
Sturzes der ersten Taliban-Herrschaft im Jahr 20011 und 
86 Prozent der Stadtbevölkerung lebten in Slums.2 Die 
Zahl derer, die akut von humanitärer Hilfe abhängig sind, 


*	 Die Autorin (M. A. in Religionswissenschaft, MA International and 
Comparative Legal Studies) ist seit 2002 auf soziale, religiöse und 
rechtliche Fragen in Afghanistan spezialisiert und hat als Doktoran-
din am Max-Planck-Institut für ethnologische Forschung längerfris-
tig in Afghanistan geforscht. Sie arbeitet u. a. für britische und deut-
sche Gerichte als Gutachterin zu Afghanistan in Asylrechtsfällen. 
E-Mail: friederike.stahlmann@posteo.de.


1	 Central Statistics Office Afghanistan (2018): Afghanistan Living Con-
ditions Survey 2016–17, abrufbar unter http://cso.gov.af.


2	 Amandine Poncin/FAO (1.9.2016): Seasonal Food Security Assess-
ment (SFSA), Afghanistan April-June 2016. Abrufbar unter www.hu-
manitarianresponse.info.


hat sich im letzten Jahr nahezu verdoppelt.3 Im Jahr 2018 
hatten im Vergleich zum Vorjahr 6 Millionen Menschen 
mehr keinen ausreichenden Zugang zu Nahrung. Mehr 
Hungernde gibt es nur in Jemen,4 die Arbeitslosenrate ist 
die höchste weltweit und 80 Prozent der Arbeit ist nicht 
existenzsichernd.5 


Die Zahl der Binnenvertriebenen und Abgeschobenen 
aus den Nachbarländern steigt unterdessen weiter rapide 
an.6 Unterdessen stuft der Global Peace Index das Land 
als das unsicherste der Welt ein.7 Im Jahr 2018 gab es in 
Afghanistan mit großem Abstand die meisten Kriegstoten 
weltweit8 und die Macht der Taliban ist wieder so groß, 
dass sie selbst in Teilen Kabuls regulär Steuern eintreiben 
können.9 Diese Liste ließe sich fortsetzen. 


3	 OCHA (November 2018): Humanitarian Needs Overview 2019, Af-
ghanistan. Abrufbar unter: www.humanitarianresponse.info.


4	 The Guardian (25.3.2019): »The country could fall apart«: drought 
and despair in Afghanistan. Abrufbar unter www.theguardian.com.


5	 Central Statistics Office Afghanistan (2018): Afghanistan Living Con-
ditions Survey 2016-17. Abrufbar unter: http://cso.gov.af, TOLONews 
(9.12.2018): Afghanistan Has Highest Unemployed Work Force: ILO, 
www.tolonews.com.


6	 https://afghanistan.iom.int und https://www.humanitarianresponse.
info, aktuell: TOLOnews (27.07.2019): UN Officials Concern Over 
Rising Civilian Deaths In Afghanistan, www.tolonews.com.


7	 Erstellt durch das Institute for Economics & Peace, abrufbar unter 
http://visionofhumanity.org/.


8	 Groeneveld, Josh/Huffington Post (13.12.2018): Afghanistan: Kein 
Krieg ist tödlicher – warum Deutschland trotzdem abschiebt. Abruf-
bar unter www.focus.de.


9	 Ashley, Jackson/Overseas Development Institute (June 2018): Life un-
der the Taliban shadow government. Abrufbar unter www.odi.org.


Themen des Berliner Symposiums 2019


Im Juni 2019 fand das 19. Symposium zum Flüchtlingsschutz statt, das 
auch in diesem Jahr wieder von der Evangelischen Akademie zu Berlin 
in Kooperation mit verschiedenen Nichtregierungsorganisationen sowie 
UNHCR organisiert wurde. Die folgenden Beiträge wurden anhand der 
in den Arbeitsforen diskutierten Themen konzipiert und für das Asylma-
gazin ausgearbeitet. Beiträge aus dem Plenum des Symposiums finden Sie 
darüber hinaus bei www.eaberlin.de unter »Nachlese/nach Jahren/2019/
Rückblick auf das Flüchtlingsschutzsymposium«. 







Asylmagazin 8 – 9 / 2019 277


V
O


R
A


B
V


ER
SI


O
N


Für die Einschätzung der Risiken bei Rückkehr von 
Asylsuchenden aus Europa sind diese Zahlen jedoch nur 
begrenzt aussagekräftig. Zum einen kann es in Kriegs-
zeiten keine verlässlichen absoluten Zahlen von Op-
fern geben – seien es Opfer kriegerischer Handlungen 
und Verfolgung, Binnenvertriebene oder kriegsbedingt 
Verelendete.10 Zum anderen geht es in asylrechtlichen 
Prüfungen oft nicht allein um die Gesamtzahl der Be-
troffenen, sondern auch um den Einzelfall, bzw. die Be-
urteilung spezieller Gefährdungsprofile, wie etwa dem 
der alleinstehenden erwachsenen Männer, die aus Europa 
zurückkehren. 


Anhand qualitativer Studien lassen sich auch zur Grup-
pe der Rückkehrenden Aussagen treffen – sowohl auf-
grund der Studien über die Gefahren selbst als auch durch 
Analysen zur besonderen Situation Abgeschobener aus 
Europa. Mitunter gibt es auch in journalistischen Quellen 
aussagekräftige Beispiele.11 Eine quantitative Analyse, wie 
sie von der deutschen Asylrechtsprechung gefordert wird, 
lag zu dieser besonderen Gruppe jedoch bisher nicht vor. 
Die hier vorgestellte Erhebung hat zum Ziel, diese Lücke 
in Bereichen zu schließen, die von allgemeinem asyl-
rechtlichen Interesse sind:12 Welche Gewalterfahrungen 
machen Abgeschobene tatsächlich? Finden sie Zugang zu 
Arbeit, Obdach und medizinischer Versorgung? Erleben 
sie Solidarität und Unterstützung durch ihre Familien 
oder ihr soziales Umfeld? Was ist aus ihnen geworden?13


10	 Dies wird auch von den berichterstattenden Institutionen wie 
UNAMA und OCHA betont. Auch Methoden zur Etablierung von 
Dunkelziffern versagen in Kriegssituationen. Zur Diskussion der me-
thodischen Grenzen der quantitativen Dokumentation von Opfern 
siehe Stahlmann (28.3.2018), Gutachten Afghanistan, erstellt für das 
Verwaltungsgericht Wiesbaden. Abrufbar bei ecoi.net, ID 1431611, 
Kapitel 7.


11	 Vgl. zusammenfassende Diskussion in Stahlmann a. a. O. (Fn. 10), ins-
besondere Kapitel 13.


12	 Da sich mitunter abgelehnte Asylsuchende in Sorge vor einer Ab-
schiebung oder Freunde Abgeschobener an die Autorin wenden und 
um Rat bitten, was Abgeschobene beachten könnten, um Risiken zu 
minimieren, mag dieser Artikel auch als Hinweis für Betroffene die-
nen. 


13	 In der Erhebung werden noch weitere Themen abgefragt, die jedoch 
aus Platzgründen hier unberücksichtigt bleiben. 


II. Methodik und Schwierigkeiten der Doku-
mentation


Zu den methodischen Hürden in der quantitativen Doku-
mentation der Erfahrungen Abgeschobener gehört, dass 
die Identität der Betroffenen in der Regel nicht öffentlich 
bekannt ist.14 Um jedoch Berichte über Abgeschobene in 
der Dokumentation berücksichtigen zu können, muss si-
chergestellt sein, dass es nicht zu einer doppelten Listung 
der Betroffenen kommt. Anonymisierte Schilderungen 
wie etwa journalistische Quellen können daher oft nicht 
berücksichtigt werden. Schwieriger noch als die Identifi-
zierung der Abgeschobenen ist jedoch der weitere Kon-
takt. Das hat auch ethische Gründe. Denn durch eine 
Reihe qualitativer Analysen ist bekannt,15 dass es ein ei-
genständiges Sicherheitsrisiko darstellt, erfolglos16 aus Eu-
ropa zurückgekehrt zu sein. In sozialen Medien öffentlich 
nach Betroffenen zu suchen oder ohne vorherige Zustim-
mung direkt zu ihnen Kontakt aufzunehmen, würde daher 
die Abgeschobenen und ihre Familien oder Unterstüt
zerInnen in Afghanistan in Gefahr bringen. Ethisch ver-
tretbar ist nur, über Unterstützungsgruppen per Schnee-
ballsystem nach Kontaktpersonen zu suchen, die über 
den Verbleib der Betroffenen berichten oder deren Ein-
willigung zu einem direkten Kontakt erbitten können.17 
Über einige Betroffene konnten durch AnwältInnen und 
die afghanische NGO AMASO,18 die RückkehrerInnen in 
Kabul berät, Informationen zu ihrem Verbleib dokumen-
tiert werden. Von den 54719 Männern, die zwischen De-
zember 2016 und April 2019 aus Deutschland abgescho-
ben wurden, konnten so Stand Juli 2019 Informationen 
zu 55 Betroffenen dokumentiert werden. Soweit möglich, 
wurden zusätzlich zu einem standardisierten Fragebogen 
weiterführende Interviews mit den Kontaktpersonen wie 
auch den Abgeschobenen geführt und die Auskünfte wur-
den regelmäßig aktualisiert.20 


Informationen zu zehn Prozent der Betroffenen sind 
aus statistischer Sicht eine signifikante Größe. Jedes For-


14	 Aus datenschutzrechtlichen Gründen kann dies auch nicht beim Bun-
desministerium des Inneren abgefragt werden.


15	 Vgl. Referenzen in Stahlmann a. a. O. (Fn. 10), Kapitel 13.
16	 Für die Diskussion der in Afghanistan üblichen Unterscheidung in 


»erfolglose Rückkehrer«, zu denen Abgeschobene und formell freiwil-
lige Rückkehrer gehören, und »erfolgreiche Exilafghanen«, die einen 
dauerhaften Aufenthaltstitel in Europa haben und in Afghanistan zu 
Besuch sind, s. Stahlmann a. a. O. (Fn. 10), S. 301 ff. 


17	 Refugee Support Network wählte den Weg, mit Betroffenen, die sie in 
Großbritannien betreut hatten, die Teilnahme an ihrer Studie vor der 
Ausreise zu planen (abrufbar unter www.refugeesupportnetwork.org). 
Diese Option stand der Autorin jedoch nicht offen. 


18	 https://www.facebook.com/AmasoAfg/.
19	 Formell wurden 548 abgeschoben. Da sich die Erhebung jedoch auf 


Afghanen beschränkt und einer der Betroffenen kein Afghane war 
und aus diesem Grund in einem späteren Flug zurück nach Deutsch-
land geholt wurde, ist er hier nicht berücksichtigt. 


20	 Diese Erhebung ist fortlaufend. Zu einem früheren Stand erhobene 
Zahlen wurden durch ACCORD (7.12.2018, ecoi.net) und die Hein-
rich Böll Stiftung (https://doi.org/10.25530/03552.28) veröffentlicht. 


Friederike Stahlmann: Erfahrungen abgeschobener Afghanen
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schungssetting hat jedoch methodische Grenzen, die die 
Repräsentativität der Ergebnisse einschränken. Insbe-
sondere die Formen des Zugangs haben Konsequenzen 
für die Rückschlüsse, die man aus Ergebnissen für nicht-
dokumentierte Abgeschobene ziehen kann. Dazu gehört, 
dass viele Sicherheitsvorfälle und Formen der Verelen-
dung nicht dokumentiert werden können, weil sie zum 
Kontaktabbruch führen.21 Zudem sind in dieser Erhebung 
die Kontaktpersonen in der Regel Freunde und Verwand-
te in Deutschland, die ein Interesse am Überleben der Be-
troffenen haben. Sie versuchen daher nicht nur, die huma-
nitäre Absicherung der Abgeschobenen zu ermöglichen, 
sondern organisieren und finanzieren oft auch Verstecke, 
um Abgeschobene bestmöglich vor Gefahren zu schüt-
zen.22 Das bedeutet jedoch nicht, dass diese Unterstützung 
grundsätzlich vorausgesetzt werden kann. Im Gegenteil 
ist davon auszugehen, dass diejenigen, die durch diese 
Erhebung erfasst werden konnten, überdurchschnittlich 
von der Unterstützung sozialer Netzwerke im Ausland 
profitieren, da Freunde und Angehörige nach einer Ab-
schiebung oft bemüht sind, Rat und Unterstützung bei 
erfahrenen Organisationen im Bereich des Flüchtlings-
schutzes zu erhalten. Durch diese Organisationen kam 
jedoch auch in der Regel die Verbindung der Autorin mit 
den Kontaktpersonen zustande. Je weniger soziale Unter-
stützung Abgeschobene in Deutschland haben, desto ge-
ringer ist somit die Wahrscheinlichkeit, dass ihr Verbleib 
durch diese Erhebung dokumentiert werden konnte. Im 
extremen Maß sind hiervon Straftäter betroffen, die aus 
Strafhaft abgeschoben wurden. Zu nur einem dieser Fälle 
liegen der Autorin Informationen vor. 


Eine weitere Einschränkung quantitativer Erhebun-
gen kann durch sogenannte Antwortverzerrungen in 
den Selbstauskünften der Betroffenen entstehen. Selbst-
auskünfte sind zwar ein anerkanntes und übliches Mittel 
quantitativer Befragungen. Und die für Kriegs- und Ver-
folgungssituationen typische Einschränkung der Über-
prüfbarkeit von Angaben ist im Asylrecht durch die Figur 
des »sachtypischen Beweisnotstands« berücksichtigt. Ei-
geninteressen und die Beziehung zwischen Kontaktper-
sonen und Abgeschobenen können das Antwortverhalten 
jedoch beeinflussen. Um solche möglichen Verzerrungen 
zu überprüfen, war die Autorin bemüht, in möglichst 
vielen Fällen Informationen von unterschiedlichen Kon-
taktpersonen zu erhalten: Mit dem besten Freund teilen 
Betroffene oft eher schlechte Erfahrungen als mit der be-
sorgten Gastmutter oder der unbekannten Forscherin. 


Da Einschränkungen der Repräsentativität jedoch 
abhängig vom Thema sind, werden diese jeweils im An-
schluss an die Präsentation der Ergebnisse diskutiert.


21	 Im Detail siehe Abschnitte III.3. und IV.3.
22	 Im Detail siehe Abschnitt III.1. 


III. Gewalterfahrungen 


Die Erhebung hat ergeben, dass Gewalt23 gegen Abge-
schobene oder ihre Familien aufgrund deren Rückkehr 
nicht nur zu erwarten ist, sondern auch innerhalb kürzes-
ter Zeit eintritt. So haben in einem Fall Taliban innerhalb 
einer Wochenfrist erfahren, dass der Betroffene zurückge-
kehrt war, haben ihn gefangen genommen und drei Tage 
lang misshandelt, um ihn für die Flucht zu bestrafen und 
zur Mitarbeit zu zwingen. Er konnte nur entkommen, weil 
ihm ein Bekannter half, der erst seit Kurzem bei den Tali-
ban war. Anschließend verließ er sofort erneut das Land. 


Da eine bedeutende Zahl Abgeschobener innerhalb 
kurzer Zeit das Land wieder verlässt, sind in der folgen-
den Diskussion nur die Erfahrungen der 31 Männer be-
rücksichtigt, die mindestens zwei Monate im Land waren 
und zu denen Informationen vorliegen.24 Von diesen 31 
haben 28 Gewalterfahrungen gemacht. Die 46 Vorfälle 
von Gewalt, von denen berichtet wurde, lassen sich unter-
teilen in die, die durch den Aufenthalt in Europa oder den 
Status als Abgeschobener begründet wurden (22 Vorfäl-
le von 17 Betroffenen), und solche, die auch ohne diesen 
Auslandsaufenthalt hätten eintreten können (24 Vorfälle 
von 17 Betroffenen).


Übersicht 1: Betroffene von Gewalterfahrungen (n=31)


Zahl in %
Von Gewalt Betroffene 28 90,3 %
Von mehreren Gewalterfahrungen 
Betroffene


13 41,9 %


Von allgemeiner Gewalt Betroffene 17 54,8 %
Betroffene von speziell gegen 
Rückkehrende gerichteter Gewalt


17 54,8 %


(hier berücksichtigte Befragte 31 100 %)


III.1. Allgemeine Gefahren


Zu den allgemeinen Sicherheitsrisiken gehört die Gefahr, 
Opfer von Kriegshandlungen und Anschlägen zu werden: 
So gab es drei Vorfälle, bei denen Abgeschobene durch 
Anschläge so schwer verletzt wurden, dass sie im Kran-
kenhaus auf Notfallbehandlungen angewiesen waren. 
Durch einen vierten Anschlag wurde die Unterkunft eines 


23	 Um dem sogenannten Reihenfolge-Effekt vorzubeugen und in den 
anderen Fragekomplexen den Fokus nicht unwillkürlich auf Sicher-
heitsfragen zu lenken, sind im Fragebogen die Fragen nach Gewalter-
fahrungen als letzte gereiht. Da die Sicherheitslage jedoch inhaltlich 
bedeutsam für die Diskussion der Ansiedlungs- und Arbeitsmarkt-
chancen ist, wird die Diskussion hier vorangestellt. 


24	 Nicht berücksichtigt wurden: Einmal Tod durch Suizid, 16 Befragte, 
die nach letztem Stand nicht mehr als zwei Monate im Land oder aus-
gereist waren, siebenmal keine Angaben.
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Abgeschobenen schwer beschädigt und er ist nur einer 
Verletzung entgangen, weil er zufällig nicht zu Hause war. 


Zu den allgemeinen Gefahren gehören jedoch auch die 
Risiken von Überlandreisen und die Erwartungen der Ta-
liban, sich ihnen anzuschließen: Zwei Abgeschobene, die 
nicht wussten, wo sie in Kabul bleiben sollten, und die 
deshalb versuchten, in ihre Heimatprovinzen zu gelan-
gen, wurden auf der Fahrt an Taliban-Checkpoints fest-
genommen. In beiden Fällen war das Verdachtsmerkmal 
der noch fehlende Bart. Einer von ihnen wurde mehrere 
Stunden, der andere zwei Tage lang misshandelt, weil sie 
im Verdacht standen, für »die Ungläubigen« zu arbeiten.25 
Zwei weitere Abgeschobene waren von Rekrutierungsver-
suchen der Taliban betroffen. 


Unter den Opfern sind aber auch sieben Abgeschobe-
ne, die vorverfolgt ausgereist und von erneuter Verfol-
gung betroffen waren: In einem Fall war dies eine offene 
Fehde, in vier Fällen wurden Rückkehrer von Familien-
mitgliedern gesucht, die von der Abschiebung erfahren 
hatten. So zum Beispiel ein Abgeschobener, der von einem 
Freund vor seinem Schwager versteckt wurde, vor dessen 
Rekrutierungsversuch für die Taliban er geflohen war. 
Der Freund wurde daraufhin in Kabul von Polizisten – of-
fensichtlich im Auftrag der Taliban – festgenommen und 
nach dem Aufenthaltsort des Rückkehrers befragt. In ei-
nem weiteren Fall wurde die Familie des Abgeschobenen, 
der vor einem Taliban-Rekrutierungsversuch geflohen 
war, direkt nach seiner Rückkehr aufgefordert, ihn für 
seine Bestrafung »herauszugeben« – man wisse, dass er 
wieder im Land sei. Die Familie musste daraufhin fliehen. 
Einem anderen wurde in seiner Heimatprovinz durch die 
Taliban erneut ein Drohbrief zugestellt, der ihn vor die 
Wahl stellte, sich ihnen doch noch anzuschließen oder 
umgebracht zu werden. 


Zudem waren über 25 Prozent der 31 berücksichtig-
ten Personen von krimineller Gewalt betroffen. So schil-
derten sieben der 31 Männer insgesamt acht bewaffnete 
Raubüberfälle, wobei zwei Betroffene dabei so gravieren-
de Verletzungen davongetragen haben, dass sie im Kran-
kenhaus behandelt werden mussten. Ein weiterer wurde 
von seinem Arbeitgeber nicht bezahlt, sondern misshan-
delt, als er seinen Lohn wollte.26 


25	 Die spontanen Reisen und der fehlende Bart standen zwar in Zu-
sammenhang mit der Rückkehr, könnten theoretisch jedoch auch 
unabhängig davon auftreten, weshalb sie unter allgemeinen Gefahren 
gelistet sind. Beide Betroffene waren zudem im Umgang mit Taliban 
erfahren genug, um zu wissen, wie sie sich zu verhalten hatten und 
welche Inhalte sie auf ihren Handys verschlüsseln mussten, um kein 
zusätzliches Misstrauen zu erregen oder spontan als Rückkehrer ge-
outet zu werden. 


26	 Abgeschobene aus Europa fallen in zweierlei Hinsicht unter die be-
sonderen Risikogruppen der kriegsbedingt ohnehin hohen Krimina-
lität: Zum einen wird davon ausgegangen, dass sie wohlhabend aus 
Europa zurückgekommen seien. Zum anderen ist bekannt, dass sie 
politisch und meist auch sozial keinen Schutz genießen. Im Einzelfall 
die Einschätzungen der Täter zu dokumentieren, ist praktisch jedoch 


III.2. Speziell gegen Rückkehrende gerichtete Gewalt


Abgeschobene und ihre Angehörigen und Unterstütze-
rInnen in Afghanistan sind aufgrund der Flucht nach Eu-
ropa und ihres Lebens dort von einer Reihe von Akteuren 
bedroht. 


Um der Verfolgung durch die Taliban zu unterliegen, 
genügt die Tatsache, in Europa gewesen zu sein. Selbst 
in Afghanistan für westliche Akteure zu arbeiten oder 
schlicht nicht zur Kooperation mit den Taliban bereit zu 
sein, sind schon Gründe, mit Mord bedroht zu werden. 
Wer aber mehrfach sein Leben auf der Flucht riskiert, 
um dann bei den »ungläubigen Besatzern« um Schutz zu 
bitten, der ist aus Sicht der Taliban offensichtlich auf die 
andere Seite übergelaufen. Vorwürfe sind nicht nur »Un-
gläubigkeit«, sondern auch »Spionage« und »Verrat«. In 
zwei Fällen wurde in den Drohschreiben explizit auf die 
Zufluchtsländer in Europa Bezug genommen, in denen 
die Rückkehrer Asylanträge gestellt hatten.27 Eine Fami-
lie musste Nachbarn Schutzgeld zahlen, weil man ihnen 
angedroht hatte, den Taliban die Rückkehr des Sohnes zu 
verraten. Ein weiterer wurde bedroht: Falls er sein ererbtes 
Haus nicht ohne Bezahlung auf den Nachbarn überschrei-
ben würde, würde dieser ihn an die Taliban verraten. 


Auch vermeintlich unislamisches Verhalten in Europa 
kann durch die Taliban zu einem Verfolgungsgrund wer-
den. So hatte ein Abgeschobener in Deutschland bei ei-
nem Frühjahrsputz in einer Kirche mitgeholfen. Dies war 
durch die Verlinkung eines regionalen Zeitungsartikels 
auf Facebook in Afghanistan bekannt geworden. Kurz 
nach seiner Abschiebung wurde seine Familie unter Ver-
weis auf die – aufgrund des Facebook-Links unterstellte – 
Konversion des Abgeschobenen unter Gewaltandrohung 
aufgefordert, ihn auszuhändigen, und musste fliehen. Ein 
weiterer Abgeschobener wurde durch den eigenen Vater 
bedroht, der auch bei den Taliban ist, und durch Infor-
manten in der afghanischen Community in Deutschland 
herausgefunden hatte, dass sein Sohn in Deutschland 
eine Freundin hatte. Insgesamt waren so knapp 20 Pro-
zent der 31 Abgeschobenen aufgrund ihres Aufenthalts in 
Europa direkt von den Taliban bedroht oder wurden mit 
angedrohtem Verrat an die Taliban erpresst. 


Rund 26 Prozent der 31 haben Gewalt erlebt, die durch 
die allgemeine Bevölkerung aufgrund »westlicher Merk-
male« oder der Vergangenheit in Deutschland ausgeübt 
wurde. Für den zugrunde liegenden Vorwurf, vom Glau-
ben abgefallen und damit Ungläubiger (kafir) zu sein, ge-
nügt schon die Verletzung der jeweils geltenden religiösen 
und sozialen Erwartungen. Auch soziale Umgangsformen 
werden in Afghanistan nämlich in der Regel religiös le-


meist nicht möglich, weshalb Kriminalität hier unter allgemeinen Ge-
fahren gelistet ist. 


27	 Einer dieser Abgeschobenen hatte nicht nur in Deutschland Asyl be-
antragt, sondern auch in einem anderen europäischen Land. Auch 
dies war den Taliban bekannt. 
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gitimiert. Wie in qualitativen Studien schon ausführlich 
dokumentiert wurde, reichen die Konsequenzen von so-
zialem Ausschluss aufgrund der Stigmatisierung bis zu 
Mord.28 So wurde ein Abgeschobener von seinem Vater 
wie auch von Nachbarn in seinem Heimatdorf körper-
lich misshandelt, weil »sie gemerkt haben, dass ich anders 
bin«. Sechs Abgeschobene berichteten jedoch auch von 
insgesamt acht Vorfällen, bei denen sie auf der Straße, in 
der Moschee und bei der Arbeitssuche von Fremden als 
»Verräter« oder »Ungläubige« bedroht, gejagt oder sogar 
angegriffen wurden. 


Plausibel ist das nicht zuletzt aufgrund typisch westli-
chen Auftretens, welches die Betroffenen oft nicht spontan 
ablegen können. Für diese spontan mögliche Erkennbar-
keit der ExilafghanInnen durch beispielsweise sprachli-
chen und emotionalen Ausdruck, Blickkontaktverhalten, 
Haltung und Gestik bis hin zu sozialem Umgang gibt es 
auf Dari den Begriff »qarb-zadeh«, wörtlich »verwest-
licht«. Doch auch die regelmäßige Berichterstattung über 
Abschiebungen im afghanischen Fernsehen, in der die 
Betroffenen oft erkennbar sind, sorgt mitunter für öffent-
liche Identifizierung. Bei fünf dieser acht Vorfälle haben 
Fremde die Betroffenen offensichtlich als Abgeschobene 
identifiziert und entsprechend angesprochen. Akut be-
drohlich war für einen weiteren Abgeschobenen zudem 
die Weigerung eines Arztes, eine Wunde zu behandeln – 
mit dem Argument, er solle doch nach Deutschland zu-
rückgehen und dort wieder um Hilfe bitten.


Auch Eheschließungen29 in Deutschland, die nicht von 
den Herkunftsfamilien autorisiert waren, können zu Ver-
folgung führen. So wurde einer von den Brüdern der Frau 
verfolgt, mit der er in Deutschland eine Familie gegrün-
det hatte. Die Verfolger hatten von seiner Abschiebung 
erfahren und sein Versteck ausfindig gemacht. Ein wei-
terer wurde von der Familie des Ex-Mannes seiner Frau 
bedroht. 


Auch der andauernde Kontakt mit EuropäerInnen 
stellt eine Gefahr dar. So wurde ein Betroffener vom Ver-
mieter seines Versteckes verprügelt und verjagt, nachdem 
dieser erfahren hatte, dass er in Kontakt mit deutschen 
Journalisten stand. Der Vermieter befürchtete, durch die-
sen Kontakt selbst in Gefahr gebracht worden zu sein. 
Eine weitere Familie wurde vertrieben, nachdem bekannt 
geworden war, dass der Abgeschobene eine Deutsche ge-
heiratet hatte. Dass seine Frau zum Islam konvertiert war, 
spielte für die Angreifer keine Rolle.


Vier Abgeschobenen war es nicht gelungen, während 
ihrer Zeit in Deutschland die Kredite für die Finanzie-
rung der Flucht bei professionellen Kreditgebern zu be-
gleichen. Zwei davon wurden nach der Abschiebung von 
ihren Kreditgebern aufgespürt. Einer wurde in der Folge 
ausgeraubt. Beiden wurde Gewalt angedroht, falls sie es 


28	 Für Zusammenfassungen siehe Stahlmann a. a. O. (Fn. 10).
29	 Dazu zählen sowohl staatliche als auch die in Afghanistan staatlich 


anerkannten religiösen Eheschließungen.


nicht schaffen sollten, die ausstehenden Beträge aufzu-
bringen. 


III. 3 Kritische Diskussion der Repräsentativität


Die von den Betroffenen beschriebenen Gewalterfahrun-
gen entsprechen durchgängig den allgemeinen Analysen 
der Gefahrensituation im Land.30 Es ist daher nicht davon 
auszugehen, dass in den hier nicht dokumentierten Fällen 
weniger derartige Erfahrungen gemacht wurden. Plausi-
bel ist die hohe Prävalenz der Gewalterfahrungen auch 
aufgrund der spezifischen Verweigerung von Unterstüt-
zung durch afghanische Sicherheitskräfte: Wenn Sicher-
heitskräfte nicht selbst Komplizen der Übergriffe sind,31 
haben Abgeschobene von ihnen zumindest deshalb keine 
Hilfe zu erwarten, weil sie in der Regel keinen sozialen 
oder politischen Rückhalt und oft auch kein Geld für Be-
stechung haben, was die üblichen Voraussetzungen für 
Unterstützung wären. Sicherheitskräfte und Beamte wer-
fen zurückkehrenden Geflüchteten jedoch auch regelmä-
ßig vor, durch die Flucht ihr Land verraten zu haben und 
nun selbst Ungläubige oder gar Konvertiten zu sein. Meh-
rere Abgeschobene berichteten von Beschimpfungen und 
angedrohter Gewalt durch staatliche Akteure. Dazu zäh-
len nicht nur Angehörige von pro-Regierungs‑Milizen. 
Mitunter wurde auch von Sicherheitskräften am Flugha-
fen infrage gestellt, dass die Betroffenen Afghanen seien, 
denn von Afghanen könne man erwarten, dass sie ihr 
Vaterland verteidigen statt sich in Sicherheit bringen zu 
wollen. Vier Abgeschobene haben zudem berichtet, dass 
ihnen die Ausstellung einer Tazkira, also des nationalen 
Ausweises, mit dem Argument verweigert wurde, dass sie 
nach Deutschland geflohen seien. 


Mögliche Interessen, die zu unwahren Schilderungen 
über Gewalterfahrungen führen könnten, wären insbe-
sondere bei jenen denkbar, die durch eine erneute Flucht 
nach Europa zurückkehren wollen und ein erneutes Asyl-
verfahren in Deutschland anstreben. So wurde der Au-
torin gegenüber durch eine Behördenmitarbeiterin der 
Verdacht geäußert, dass womöglich durch Falschaussa-
gen die deutsche Rechtsprechung beeinflusst und somit 
die zukünftigen Chancen auf Schutz verbessert werden 
sollten. Allerdings planen nur 5 der 31 Personen, deren 
Gewalterfahrungen hier berücksichtigt wurden, erneut 
einen Asylantrag in Deutschland zu stellen. Bei denen, 
die aus anderen aufenthaltsrechtlichen Gründen – wie 
Kindern in Deutschland oder Eheschließungen – eine 
Wiedereinreise planen, spielen die Geschehnisse in Af-
ghanistan hingegen keine Rolle für die Perspektive einer 


30	 Für Zusammenfassungen s. Stahlmann a. a. O. (Fn. 10).
31	 Neben den Polizisten, die im Auftrag der Taliban nach einem Abge-


schobenen suchten, gab es auch bei einem der Raubüberfälle die Si-
tuation, dass die Polizisten den Betroffenen fragten, wie viel er denn 
bereit wäre zu zahlen, um sein Handy zurückzubekommen. 
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möglichen Rückkehr nach Deutschland. Der möglicher-
weise verzerrende Effekt ist somit verhältnismäßig gering. 
Zudem hat keiner derer, die einen erneuten Asylantrag 
planen und zu denen die Kontaktaufnahme möglich war, 
damit gerechnet, dass diese Studie einen Einfluss auf die 
Rechtsprechung nehmen könnte. 


In einem Fall bestand die theoretische Möglichkeit, 
dass unwahre Erlebnisse geschildert wurden, um die 
asylrechtlichen Verfahrenschancen von Angehörigen in 
Deutschland zu verbessern. Der beschriebene Vorfall 
schien durchaus plausibel, wurde aber aufgrund dieser 
Möglichkeit in der Dokumentation unter den 46 Vorfäl-
len nicht berücksichtigt. 


Es gibt darüber hinaus im Antwortverhalten Hinweise, 
die sogar darauf hindeuten, dass Gewalterfahrungen »un-
terberichterstattet«, also verschwiegen oder verharmlost 
werden. Dies ist insbesondere der Fall, wenn die Kontakt-
personen in Deutschland ein besonderes Näheverhält-
nis zu den Abgeschobenen haben. Verwandte, aber auch 
langjährige UnterstützerInnen haben mehrfach berichtet, 
dass Abgeschobene über Gewalt nicht reden wollen, und 
mehrere Abgeschobene haben im direkten Kontakt bestä-
tigt, dass sie zusätzliche Sorgen der FreundInnen und An-
gehörigen vermeiden wollen. Der Versuch, an Auskünfte 
von weniger engen Kontaktpersonen oder den Betroffe-
nen selbst zu gelangen, war jedoch nicht immer erfolg-
reich. Politische, religiöse, oder persönliche Bedrohungen 
sind nicht zuletzt auch potenziell riskante Informationen, 
deren Preisgabe großes Vertrauen verlangt. Die landes-
übliche Variante, auch existenzielle Sicherheitsprobleme 
zu erwähnen, besteht daher oft in vagen, unspezifischen 
Formulierungen wie »ich hatte Probleme«, oder »es gab 
Schwierigkeiten«. Einige Antworten in den Fragebö-
gen haben dieses Muster bestätigt und sie damit für eine 
Auswertung weitgehend unbrauchbar gemacht. Soweit 
Nachfragen möglich waren, haben manche Betroffene aus 
Sorge um eine Identifizierung die Spezifizierung von Ge-
waltvorfällen explizit abgelehnt. In Summe scheinen die 
strategischen Gründe für eine Unterberichterstattung die 
möglichen Gründe für eine unwahre Steigerung nicht nur 
auszugleichen, sondern zu überwiegen.


Aus mehreren Gründen ist zudem davon auszugehen, 
dass der signifikant geringere Grad an Unterstützung 
durch soziale Netzwerke in Deutschland bei denen, deren 
Schicksale nicht dokumentiert werden konnten, zu einer 
höheren Prävalenz von Gewalterfahrungen führt. So ist 
der Zugang zu sicherheitsrelevanten Informationen durch 
diese Vernetzung deutlich besser und meist erfahren Ab-
geschobene auch durch UnterstützerInnen in Deutsch-
land von dem Beratungsangebot durch AMASO.32 Ins-
besondere muss zudem die finanzielle Unterstützung 


32	 Seit Abgeschobene nicht mehr die ersten zwei Wochen in einer von 
IOM finanzierten Unterkunft unterkommen können, hat AMASO 
auch nicht mehr die Chance, eigenständig Kontakt zu ihnen aufzu-
nehmen. 


als signifikanter Unterschied gewertet werden, da sie es 
diesen besonders privilegierten Abgeschobenen in vielen 
Fällen eine Zeit lang ermöglicht, sich in Verstecken auf-
zuhalten und humanitär so abgesichert zu sein, dass die 
Betroffenen deutlich weniger exponiert sind. So waren 
von den 31 Abgeschobenen, die länger als zwei Monate im 
Land waren, 27 vorwiegend in Verstecken untergebracht.33 
Somit ergibt sich eine geringere Bedrohungslage für diese 
»privilegierten« Abgeschobenen, während Personen ohne 
Unterstützung aus Deutschland noch in deutlich höhe-
rem Maße dem Risiko von Gewalt ausgesetzt sind.  


Eine weitere Schwierigkeit in der statistischen Erhe-
bung ist dadurch gegeben, dass schwere Fälle von Gewalt 
nur in äußerst seltenen Ausnahmesituationen erhoben 
werden können, da sie regelmäßig zum Kontaktabbruch 
führen. Das gilt besonders für Todesfälle und es ist be-
kannt, dass all die hier beschriebenen Gewalterfahrungen  
auch oft tödlich enden. In diesen Fällen könnte man al-
lenfalls über lokale Zeugen Informationen zum Hergang 
bekommen. Doch die Wahrscheinlichkeit, dass man Zu-
gang zu Zeugen bekommt, die bereit sind, über Angriffe 
zu berichten, ist verschwindend gering. So alltäglich wie 
Gewalt in Afghanistan ist,34 ist auch nicht davon auszu-
gehen, dass über einzelne Vorfälle in den afghanischen 
Medien berichtet wird. 


Das gleiche Problem des Kontaktabbruchs gilt für viele 
Varianten krimineller Übergriffe und Verfolgung, erfolg-
reiche Zwangsrekrutierungen, aber auch Verhaftungen. 
So hat beispielsweise das afghanische Innenministerium 
schon im Jahr 2017 Festnahmen von Abgeschobenen 
bestätigt,35 deren Identität jedoch bis heute ungeklärt ist. 
Vor allem brächten sich Betroffene in zusätzliche Gefahr, 
wenn sie sich als Abgeschobene zu erkennen gäben. Auch 
die Motivation der Täter lässt sich in schwerwiegenden 
Fällen nicht dokumentieren, denn dazu bräuchte man die 
unwahrscheinliche Aussage des Täters. Eine Reihe von 
geschilderten Vorfällen konnte daher nicht aufgenom-
men werden. So wurde z. B. der Vater eines Abgeschobe-
nen, der seinen Sohn in dessen Versteck in Kabul besucht 
hatte, auf der Heimreise ermordet. Auch wenn die Aus-
sagen der Mitreisenden gegenüber der Familie plausibel 
scheinen, dass die Täter Taliban waren, blieb unklar, ob 
der Mord in Zusammenhang mit der Rückkehr des Soh-
nes und dem Besuch in Kabul stand. 


Nicht jeder Kontaktabbruch bedeutet zwangsläufig, 
dass die betroffene Person Opfer von Gewalt geworden 
ist. Beunruhigend sind jedoch besonders die Fälle, in de-
nen der Kontakt zu Abgeschobenen abgebrochen ist, ob-
wohl sie von finanzieller Unterstützung aus Deutschland 


33	 Siehe Abschnitt III.2
34	 In einer Erhebung von Save the Children gaben 38 Prozent der Kinder 


an, allein im Jahr 2016 eine verwandte Person durch Gewalt verlo-
ren zu haben. (TOLOnews (29.8.2017): »Study finds 91 % of Afghan 
children abused in some way.« Abrufbar unter www.tolonews.com)


35	 Stahlmann a. a. O. (Fn. 10), S. 320. 
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abhängig waren. Von den sieben, zu denen der Kontakt 
langfristig abgebrochen ist, während sie noch in Afgha-
nistan waren, war das bei immerhin sechs der Fall. Ein 
harmloser Grund, auf diese freiwillige finanzielle Unter-
stützung zu verzichten, scheint nicht ersichtlich. Ange-
sichts der einleitend geschilderten Not ist zum einen nicht 
davon auszugehen, dass Arbeit, sollte sie gefunden wer-
den, existenzsichernd ist. Zum anderen bedeuten zusätz-
liche Ressourcen unter den gegenwärtigen Umständen in 
Afghanistan immer auch zusätzliche Optionen des Schut-
zes vor Gewalt und Krankheit. In diesen Fällen ist die An-
nahme also leider sehr naheliegend, dass die Betroffenen 
zu Schaden gekommen sind.


Zusammenfassend lässt sich somit festhalten, dass auf-
grund verschiedener Faktoren davon auszugehen ist, dass 
erlittene Gewalt »unterberichtet« wird und diejenigen 
Abgeschobenen, die nicht dokumentiert werden konnten, 
in noch höherem Maß von Gewalt betroffen sind. 


IV. Lebensbedingungen


Die Dokumentation der Lebensbedingungen hat erge-
ben, dass die Betroffenen nicht allein durch die immen-
se allgemeine Not betroffen sind. Auch die spezifischen 
Sicherheitsrisiken Abgeschobener verhindern in der Re-
gel eine reguläre Ansiedlung und Existenzgründung und 
unterminieren familiäre Solidarität. Soweit Abgeschobe-
ne Unterstützung von FreundInnen und Verwandten im 
Ausland erhalten, ist diese zeitlich befristet, unregelmäßig 
und in der Regel ungenügend. Keinem der Dokumentier-
ten ist eine Existenzgründung gelungen.  


IV.1. Existenzsicherung und soziale Unterstützung


Fragen nach der Finanzierung des alltäglichen Bedarfs 
beziehen sich auf Kosten, die durch Transport, Unter-
kunft, Ernährung, medizinische Versorgung, Kommu-
nikation oder auch die regulären Bestechungsgelder in 
Behörden zustande kommen. Neben der Frage, woher 
Gelder stammen,36 wurde auch gefragt, ob diese jeweils 
die hauptsächliche oder eine zusätzliche Finanzierung 
darstellten. Die Antworten sagen jedoch nichts darüber 
aus, dass der alltägliche Bedarf gedeckt wurde. Dieser 
variiert zudem stark abhängig von Lebensumständen, 
Bedrohungslagen, medizinischem Bedarf und familiärer 
Unterstützung vor Ort. Letztere wurde gesondert abge-
fragt, um auch die Gründe für verweigerte Unterstützung 
dokumentieren zu können. 


36	 Zur Auswahl standen: Eigene vorhandene Mittel, Verdienstmöglich-
keiten in Afghanistan, Rückkehrhilfen, weitere humanitäre Hilfen, 
Unterstützung von außerhalb Afghanistans (UnterstützerInnen in 
Deutschland, Familie im Ausland…), Kredit und »Sonstiges«.


Im Ergebnis spielt private Unterstützung durch Ver-
wandte in Afghanistan für die Abgeschobenen eine zu 
vernachlässigende Rolle: Von den 24, die davon ausgehen, 
dass sie Verwandte im Land haben, waren 3 nicht in der 
Lage sie zu finden,37 sieben werden durch ihre Verwand-
ten bedroht oder der Kontakt wurde verweigert und von 
den übrigen war nur in zwei Fällen die Familie bereit und 
in der Lage, den Abgeschobenen zeitlich befristet finanzi-
ell zu unterstützen.38 Die anderen mussten, selbst wenn sie 
kurzfristig mietfrei bei Angehörigen unterkommen konn-
ten, für ihre alltäglichen Ausgaben selbst aufkommen. 


Von mangelnder Unterstützungsbereitschaft sind je-
doch nicht nur jene betroffen, die geflohen waren, weil 
sie durch ihre Familien bedroht wurden, oder denen auf-
grund von Verhalten in Europa Verfolgung angedroht 
wurde. Auch die Abschiebung selbst sorgte in manchen 
Fällen für einen Ausschluss von familiärer Solidarität. So 
warfen einige Familien Betroffenen vor, dass sie die Ab-
schiebung durch Straftaten in Deutschland fahrlässig ver-
schuldet und damit auch die humanitäre Sicherung der 
Familie verspielt hätten.39 Mitunter verweigern Familien 
auch die Aufnahme, weil sie Angst vor der politischen 
und kriminellen Gewalt haben, von der sie als Angehö-
rige und UnterstützerInnen von Abgeschobenen bedroht 
sind.40 


Diese Mithaftbarmachung und das besondere Sicher-
heitsrisiko für UnterstützerInnen Abgeschobener spie-
geln sich auch im Zugang zum Arbeitsmarkt. So hat ein 
Abgeschobener als gelernter KFZ-Mechaniker kurzfristig 
Arbeit bei Verwandten gefunden, denen eine Werkstatt in 
Kabul gehört. Nach wenigen Wochen wurde der Familie 
jedoch die Gefährdung durch die öffentliche Anwesenheit 
des Rückkehrers zu groß. Sie entschieden daher, dass er 
sich verstecken und auch um der Sicherheit seiner Familie 
willen das Land wieder verlassen sollte.


Schilderungen der Versuche, an Arbeit zu kommen, 
illustrieren nicht nur den großen Mangel an Arbeitsplät-
zen, sondern auch die besondere Vulnerabilität von Ab-
geschobenen. So wurde ein Befragter, der bei einem Be-
kannten Arbeit gefunden hatte, misshandelt statt bezahlt, 
als er seinen Lohn einforderte. Er erklärte dies damit, 
dass ja alle gewusst hätten, dass ihn niemand verteidigen 
würde. Er hat dann noch einige Wochen in einer Kabu-


37	 Zwar ist es in Afghanistan leichter, Kontakte wiederaufzunehmen als 
von Deutschland aus. Doch wie jeder Krieg sorgt auch dieser für viele 
Verschollene, und solange die Kämpfe andauern und die Betroffenen 
Angst haben müssen, ihre Identität offenzulegen, erschwert das die 
Suche erheblich. 


38	 Da unterschiedliche Teile der Verwandtschaft oft unterschiedlich auf 
die Nachricht der Rückkehr reagiert haben, eine Aufschlüsselung 
nach jedem einzelnen Angehörigen hier jedoch wenig sinnvoll er-
schien, wurde hier nur der jeweils wohlwollendste Verwandte gelistet.  


39	 Soweit bekannt, hatte keiner der Betroffenen sich tatsächlich strafbar 
gemacht. 


40	 Zu den diversen Formen der Stigmatisierung und dem Phänomen 
der Mithaftbarmachung s. Zusammenfassung der Untersuchungen in 
Stahlmann a. a. O. (Fn. 10).
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ler Sprachschule Deutsch unterrichtet. Allerdings musste 
diese Schule schließen. Ein weiterer Befragter hat in Ma-
zar-e Sharif kurzzeitig als Ingenieur für eine NGO gear-
beitet. Als jedoch sein Büro von den Taliban angegriffen 
und zerstört wurde, hat er aus Angst davor, beim nächsten 
Mal verletzt oder getötet zu werden, gekündigt.41 Ein Drit-
ter hat von wenigen Tagen berichtet, die er als Tagelöhner 
arbeiten konnte. Bezogen auf seinen finanziellen Bedarf 
fielen diese jedoch kaum ins Gewicht. 


Der einzige Befragte, der hauptsächlich von seiner Ar-
beit leben konnte, hat diese durch die Vermittlung eines 
Onkels gefunden. Der Ladenbesitzer hätte um seine Ab-
schiebung gewusst und wäre einer der wenigen gewesen, 
die verstanden hätten, dass man kein Verbrecher sein 
müsse, um abgeschoben zu werden. Er hätte jedoch mit 
dem Betroffenen striktes Stillschweigen über die Flucht 
und Abschiebung vereinbart, um keine Gefährdung für 
das Geschäft zu provozieren. Nachdem er diese Arbeit 
verloren hatte, weil das Geschäft schließen musste,42 gab 
ihm der Onkel zu verstehen, dass er ihm nicht mehr hel-
fen könne und er das Land verlassen solle. 


Zwei Befragte haben primär von Krediten gelebt, einer 
von vor der Abschiebung vorhandenen Mitteln und ei-
ner lebt nach Aussage seines Freundes hauptsächlich von 
Kleinkriminalität. Weder Rückkehrhilfen noch andere 
humanitäre Hilfen wurden als hauptsächliche finanzielle 
Sicherung angegeben. Von den 47, zu denen es Auskünfte 
hierzu gibt,43 haben nur sieben Rückkehrhilfen im Rah-
men des ERIN-Programms erhalten.44 Zu den Schwierig-
keiten zählten, dass viele Abgeschobene nichts von dieser 
Möglichkeit erfahren haben oder nicht die notwendigen 
Ausweisdokumente hatten bzw. diese zunächst bei Behör-
den in Deutschland zurückgeblieben waren. Doch selbst 
wenn alle Dokumente vorlagen, waren die sozialen und 
formellen Voraussetzungen der Antragstellung für viele 
Betroffene innerhalb der vorgegebenen Frist von drei Mo-
naten nicht zu bewerkstelligen. 


Von 40 Befragten – und damit mit Abstand am häufigs-
ten – wurde die private Unterstützung von Freunden und 
Verwandten außerhalb Afghanistans als wichtigste Finan-
zierungsart genannt. Das waren in fünf Fällen Verwandte 
in Deutschland, einmal die Familie im Iran, einmal eine 
Tante in Kanada, viermal sowohl Verwandte als auch 


41	 Dieser Vorfall ist nicht unter den Gewalterfahrungen gelistet, da er 
keine physische Verwundung zur Folge hatte und sich nicht gegen den 
Betroffenen richtete, weil er Rückkehrer war. 


42	 Der Arbeitgeber hatte schon länger mit steigenden Mietzahlungen 
zu kämpfen. Als er jedoch auch noch eine Lösegeldzahlung für sei-
nen entführten Sohn aufbringen musste, führte dies zur endgültigen 
Schließung seines Geschäfts. 


43	 Nicht berücksichtigt wurden: Einmal Tod durch Suizid, siebenmal 
keine Angaben. 


44	 Von diesen 6 sind zudem 5 kurz danach ausgereist, einer konnte ei-
nige Wochen in einem Studentenwohnheim unterkommen und einer 
bekam Geld für Möbel, die er jedoch bald für Lebensmittel versetzen 
musste. Zu Informationen über das inzwischen in ERRIN umbenann-
ten Programm siehe www.bamf.de.


Freunde und in 29 Fällen wurden Gelder von Freunden 
und sonstigen UnterstützerInnen als Quellen benannt.45 
Diese Unterstützung bestand manchmal nur aus einmali-
gen Zahlungen und war nie auf Dauer angelegt. In keinem 
dieser Fälle hat sie zu einer Existenzgründung geführt. 
Ein Befragter gab an, trotz finanzieller Unterstützung aus 
Deutschland regelmäßig zum Stehlen gezwungen zu sein, 
um zu überleben. 


Wie eingeschränkt die privaten Hilfen sind, zeigt sich 
auch daran, dass nahezu alle, die medizinische Versor-
gung gebraucht hätten, von Situationen berichtet haben, 
in denen sie kein Geld hatten, um Medikamente zu kau-
fen.46 Psychopharmaka oder psychiatrische Versorgung 
waren entweder nicht vorhanden oder nicht bezahlbar. In 
einem Fall wurden Psychopharmaka, die in Afghanistan 
nicht verfügbar waren, von UnterstützerInnen nach Af-
ghanistan geschickt. Warum der Betroffene dennoch in 
desorientiertem Zustand vor ein Auto lief, lässt sich per 
Ferndiagnose nicht bestimmen.


Übersicht 2: Hauptsächliche Finanzierungsarten in Prozent 
(n=47)


Zahl in %
Private Unterstützung außerhalb 
Afghanistans


40 85,1 %


Kredit 2 4,3 %
Zeitlich befristete unterstützungs-
willige und -fähige Familie


2 4,3 %


Befristete Arbeit 1 2,1 %
Kriminalität 1 2,1 %
(hier berücksichtigte Befragte 47 100 %)


IV.2. Wohnsituation 


Im Fragenabschnitt zu Unterkünften wurden nicht nur 
die diversen Varianten wie Hotel, Herberge, FreundIn-
nen/Verwandte, Mietzimmer (geteilt oder alleine), Slum, 
Obdachlosigkeit und Sonstiges abgefragt, sondern jeweils 
auch in welcher Stadt/Provinz die Unterkunft war, ob es 
sich um Verstecke handelte oder Betroffene dort öffentlich 
aufgetreten sind und ob sie dauerhaft oder nur zeitlich be-
fristet verfügbar waren. Da die zeitlich befristete Variante 


45	 Diese Gruppe ist sehr heterogen. Dazu zählen lokale Helferkreise, 
ehemalige Mitschülerinnen und Mitschüler, Sportvereine, Kirchge-
meinden und -chöre, Gasteltern sowie Freundinnen und Freunde. 


46	 Als zusätzliche Gründe für fehlenden Zugang zu medizinischer Ver-
sorgung wurden mangelhafte Qualität oder fehlende Verfügbarkeit 
von Medikamenten angegeben. Da Betroffene jedoch meist nicht wis-
sen, unter welchen Krankheiten sie leiden oder gelitten haben, weil 
eine fundierte Diagnostik nicht bezahlbar war, konnten sie oft nicht 
einschätzen, ob fehlende Behandlungserfolge an der Gabe falscher 
Medikamente oder der mangelnden Qualität der Medikamente gele-
gen haben. 


Friederike Stahlmann: Erfahrungen abgeschobener Afghanen
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die übliche war, kam es hier zu Mehrfachnennungen von 
insgesamt 80 Erwähnungen.


21 Abgeschobene haben sich bei FreundInnen oder 
Verwandten versteckt, was angesichts der immensen so-
zialen Kontrolle und der Gefährdung für die Unterstütze-
rInnen durch die Rückkehrenden jedoch in der Regel nur 
für kurze Zeit möglich war. Selbst wenn Abgeschobene 
Familie in Kabul haben, ist diese aus Sicherheitsgründen 
oft nicht bereit, sie aufzunehmen oder länger als für ei-
nen kurzen Besuch zu empfangen. Besonders riskant ist 
das also für jene, die nicht wissen, wo sie in Kabul bleiben 
können, und daher in ihre Heimatdörfer oder zu anderen 
Bekannten in kleine Dörfer oder Städte fahren müssen. 
Abgesehen von den Gefahren auf der Route sorgt dort 
schon die Anreise dafür, dass ihre Rückkehr allgemein 
bekannt wird. Acht Abgeschobene waren so bei Verwand-
ten oder Bekannten kurzzeitig untergekommen, was aber 
vor NachbarInnen nicht geheim gehalten werden konnte.


Es gibt zwei Beispiele einer regulären Ansiedlung. Be-
dingung hierfür ist zuallererst die Vertrauenswürdigkeit 
des Rückkehrers. Das betrifft nicht nur die Frage, ob der-
jenige auch in der Lage und bereit wäre, seine Rechnun-
gen zu begleichen. In den derzeit herrschenden Verhält-
nissen bedeutet Vertrauenswürdigkeit auch, dass jemand 
kein Spitzel der Taliban oder Mitglied krimineller Netz-
werke ist und damit eine Gefahr für die ganze Nachbar-
schaft darstellt. Da insbesondere erwachsenen Männern 
oft nur strafbare Formen der Existenzsicherung bleiben, 
sind diese auch besonderem Misstrauen ausgesetzt. Dass 
Abgeschobene ohnehin dem Verdacht ausgesetzt sind, 
schwere Straftäter oder Gefährder zu sein,47 stellt das nö-
tige Vertrauen oft zusätzlich infrage. Doch auch die Ver-
folgung durch die Taliban bringt Vermieter mit in Gefahr 
und ist deshalb für viele ein Ausschlussgrund, Abgescho-
bene aufzunehmen. 


In der Praxis scheint die Bestätigung der Vertrauens-
würdigkeit inzwischen nur noch durch Bürgen innerhalb 
der lokalen Netzwerke möglich zu sein. So hatte ein Abge-
schobener die Unterstützung eines Freundes der Familie, 
der dem Vater des Abgeschobenen sein Leben verdankt, 
und im Ausgleich für den jungen Mann und seinen Leu-
mund gebürgt und ihn unter seinen Schutz gestellt hat. 
Dennoch hat auch dieser Einfluss nicht gereicht, um dem 
abgeschobenen Mann Arbeit zu vermitteln und aus Si-
cherheitsgründen meinen alle Beteiligten, es sei besser, 
wenn er das Haus möglichst nicht verlässt. Er konnte je-
doch ein aus Deutschland finanziertes Zimmer anmieten. 
Der zweite war bei einem erneuten Fluchtversuch im Iran 
festgenommen und abgeschoben worden. Er hat es seither 
mit der Hilfe eines Freundes geschafft, sich in der Nach-
barschaft als Iran-Rückkehrer auszugeben und konnte so 
mit finanzieller Unterstützung aus Deutschland ein Zim-
mer bei ihm anmieten.


47	 Siehe Stahlmann a. a. O. (Fn. 10), Kapitel 13. 


Wer diesen sozialen Schutz nicht hat, der ist auf Ver-
stecke angewiesen. Als solche fungieren meist Hotels, die 
die Betroffenen nach Möglichkeit nicht verlassen. Eine 
weitere Variante des Versuchs, die Identifizierung als 
Europa‑Rückkehrer zu vermeiden oder hinauszuzögern, 
besteht darin, sich in ständig wechselnden Herbergen wie 
Teehäusern oder auch Moscheen als Reisende auszuge-
ben. Diese beiden Varianten gaben 28 Abgeschobene an. 
Die zehn angegebenen Verstecke in privaten Unterkünf-
ten setzten wiederum Bürgen voraus, die nicht nur für 
den Leumund der Betroffenen haften, sondern auch da-
für, dass die VermieterInnen selbst kein Interesse an Ver-
folgung haben und die Betroffenen nicht verraten werden. 
Sich Fremden gegenüber zu identifizieren würde jedoch 
automatisch das Risiko der direkten Verfolgung oder 
krimineller Übergriffe provozieren. In der Regel werden 
private Unterkünfte Abgeschobener daher von Unterstüt-
zerInnen in Deutschland durch die hiesige afghanische 
Community arrangiert. Auch diese Unterkünfte waren 
bis auf die beiden genannten Ausnahmen nicht nur zum 
Schutz der Rückkehrer, sondern auch ihrer VermieterIn-
nen allesamt Verstecke. 


Neun der 49 Abgeschobenen, zu denen Informationen 
vorliegen,48 waren zeitweise oder dauerhaft von Obdach-
losigkeit betroffen. Darunter waren auch drei der fünf, die 
keine Verstecke als Unterkunftsvariante angegeben hat-
ten. Als Ausnahmen müssen wohl zwei weitere Varianten 
gewertet werden: So kam einer für sechs Wochen auf Ver-
mittlung von IOM49 in einem Studentenwohnheim unter, 
und ein weiterer in dem Kinderheim einer deutschen 
NGO. Letzteres kam wiederum aufgrund des Bemühens 
deutscher Freunde zustande. 


Übersicht 3: Unterkunftsvarianten der Abgeschobenen in Prozent 
(n=49)


Zahl in %
Verstecke 44 89,8 %
Obdachlosigkeit 9 18,4 %
Bekannte/Verwandte öffentlich, 
zeitlich befristet


8 16,3 %


Reguläre Ansiedlung 2 4,1 %
Sonstige 2 4,1 %
(hier berücksichtigte Befragte 49 100 %)


48	 Nicht berücksichtigt wurden: Einmal Tod durch Suizid, fünfmal keine 
Angaben.


49	 Die Vermittlung fand im Rahmen der ERIN-Hilfen statt. 
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IV.3. Kritische Diskussion der Repräsentativität 


Die Schilderungen bestätigen die allgemeinen Analysen 
zum extremen Mangel an existenziellen Ressourcen wie 
Arbeit, Obdach und medizinische Versorgung. Insbeson-
dere bestätigen sie die qualitativen Untersuchungen zu 
üblichen Gründen des Ausschlusses wie fehlende soziale 
Netzwerke und die besonderen Hürden Abgeschobener 
im Vergleich zur Gruppe der nicht-geflohenen erwachse-
nen Männer.50


Mögliche Verzerrungen in den Selbstauskünften könn-
ten in der Motivation liegen, zusätzliche doch nicht tat-
sächlich nötige Mittel von UnterstützerInnen zu erhalten 
und hierfür humanitäre Not gesteigert darzustellen oder 
unrealistische Summen zu erbitten. So wurde auch die 
Autorin von drei UnterstützerInnen gefragt, ob denn die 
von den Abgeschobenen genannten Summen nicht zu 
hoch seien. In Bezug auf die genannten Verwendungs-
zwecke waren diese jedoch relativ gering. In vielen Fällen 
wurde zudem deutlich, dass selbst wichtige Investitio-
nen – wie etwa Reisen ins Konsulat nach Islamabad51 oder 
die Behandlung offensichtlicher Erkrankungen – wenn 
überhaupt, oft nur mit großer zeitlicher Verzögerung 
stattfinden konnten. 


Viele der Initiativen zur finanziellen Unterstützung 
sind ohnehin einmalig, wie etwa Sammlungen in ehema-
ligen Schulen der Abgeschobenen in Deutschland. Die 
meisten UnterstützerInnen berichten zudem, dass die 
Abgeschobenen um deren begrenzte finanzielle Möglich-
keiten wüssten. Oft seien sie es, von denen die Initiative 
für Geldsendungen ausgingen. Auch hier war zu beob-
achten, dass gegenüber Angehörigen oder Unterstütze-
rInnen seltener von humanitären Problemen berichtet 
wurde als etwa gegenüber gleichaltrigen FreundInnen 
oder MitarbeiterInnen von AMASO. Mehrere Abgescho-
bene wollten zudem nicht, dass UnterstützerInnen oder 
Angehörige durch die Autorin über humanitäre Proble-
me informiert werden, um nicht noch größere Sorgen zu 
verursachen oder Druck auszuüben. In diesem Zusam-
menhang wurde mehrfach die Sorge geäußert, dass Bitten 
um Geld die Solidarität der FreundInnen und Unterstüt-
zerInnen gefährden könnte. Welchen Anteil die Solida-
rität für die psychische Resilienz der Betroffenen hat, ist 
schwer zu ermessen. Er scheint jedoch bedeutsam zu sein. 
UnterstützerInnnen beschreiben ihre Rolle oft als primär 
psychologisch und erst in zweiter Linie praktisch. Abge-
schobene bestätigen das: 


»Frau M. ist die einzige, der nicht egal ist, wie es 
mir geht und was aus mir wird. Ich habe oft darüber 
nachgedacht, mich selbst zu töten. Besser als darauf 


50	 Für Zusammenfassungen s. Stahlmann a. a. O. (Fn. 10). 
51	 Das deutsche Konsulat in Kabul ist nach der Zerstörung der Botschaft 


am 31.5.2017 weiterhin geschlossen. Visaverfahren müssen seither in 
Islamabad oder Neu-Delhi durchgeführt werden. 


zu warten, dass es ein anderer tut. Aber ihr bin ich 
nicht egal.« 


Praktisch ermöglichten die Geldsendungen für die große 
Mehrheit der Befragten entweder eine zeitlich begrenz-
te humanitäre Grundsicherung oder zumindest Hilfe in 
Notfällen. Auch von den neun, die zeitweise oder dauer-
haft obdachlos waren, hatten acht finanzielle Unterstüt-
zung aus Deutschland, die zumindest die Versorgung mit 
Lebensmitteln sicherstellte. Sogar der Zugang zu Rück-
kehrhilfen ist davon abhängig, dass Betroffene externe 
Finanzierung haben, um die Zeit bis dahin zu überbrü-
cken. Und auch der Zugang zu eigenen Ersparnissen in 
Deutschland verlangt oft wochenlange Bemühungen von 
UnterstützerInnen in Deutschland. 


Bei denjenigen, zu denen kein Kontakt besteht und bei 
denen deshalb davon auszugehen ist, dass sie unterdurch-
schnittlich von privater Unterstützung profitieren, ist so-
mit die Wahrscheinlichkeit, dass sie Opfer von Verelen-
dung werden, signifikant erhöht. 


Dokumentieren lassen sich diese Fälle nicht, da Ver-
elendung in der Regel zu einem Kontaktabbruch führt. 
Auch der Suizidfall direkt nach Ankunft wäre inzwischen 
wohl nicht mehr dokumentierbar, da das Angebot, zwei 
Wochen mietfrei in einem Hotel unterkommen zu kön-
nen, für Abgeschobene gestrichen wurde. Daneben las-
sen sich auch Kriminalität oder ein Anheuern bei Auf-
ständischen – also die landestypischen Alternativen der 
Existenzsicherung für erwachsene Männer ohne unter-
stützungsfähige und -willige soziale Netzwerke – nicht re-
präsentativ dokumentieren, da sie eine Selbstbezichtigung 
voraussetzen würden. Die Schwester eines Abgeschobe-
nen meinte zu den offensichtlich ungenügenden Mitteln 
ihres Bruders: 


»Wir wissen, dass unsere Unterstützung nicht reicht, 
und er hat keine Arbeit. Also fragen wir nicht nach, 
wovon er lebt.« 


Friederike Stahlmann: Erfahrungen abgeschobener Afghanen
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Themen des Berliner Symposiums 2019


V. Konsequenzen und Perspektiven


So unterschiedlich die Fälle im Einzelnen sein mögen, 
liegt ihnen dennoch ein gemeinsames Muster zugrunde: 
Der Status als Abgeschobener aus Europa ist neben den 
allgemeinen Sicherheitsrisiken ursächlich für eine sehr 
hohe Wahrscheinlichkeit von Gewalterfahrungen (ins-
gesamt rund 90 Prozent der Befragten). Dadurch wird in 
der Konsequenz auch die Existenzgründung unmöglich 
gemacht, für die es kein erfolgreiches Beispiel gibt. Dass 
sich an dieser Lage absehbar etwas zum Besseren wenden 
würde, ist nicht zu erwarten. Denn selbst wenn eine mög-
liche offizielle Machtbeteiligung der Taliban im Rahmen 
eines »Friedensvertrags« unwahrscheinlicherweise zu 
einem signifikanten Rückgang der Gewalt und Not füh-
ren sollte – die Gefahren, die der Status als Rückkehrer 
aus Europa mit sich bringt, würden damit sogar absehbar 
zunehmen. Dies führt zur Frage nach den Perspektiven 
Abgeschobener. 


Die Frage, ob Abgeschobene planen, in Afghanistan zu 
bleiben, hat von den 51 Betroffenen, zu denen Informa-
tionen vorliegen,52 nur einer bejaht. Nach einer erneuten 
Abschiebung aus dem Iran sähe er keine Hoffnung mehr, 
das Land wieder verlassen zu können. Von den 26, die 
sich nach letztem Stand noch im Land aufhalten, hoffen 
16 auf eine Rückkehr nach Deutschland per Visumsver-
fahren. Zu den Gründen hierfür zählen Eheschließungen, 
Kinder in Deutschland, das Angebot von Lehrstellen und 
laufende Asylverfahren. Immerhin drei der Abgescho-
benen sind schon wieder per Visum nach Deutschland 
zurückgekehrt, was angesichts der langen Verfahrens-
dauer und der Hürden durch Wiedereinreisesperren eine 
beachtliche Zahl darstellt. Allerdings drohen diese Pläne 
in vielen anderen Fällen daran zu scheitern, dass die fi-
nanziellen Mittel nicht vorhanden sind oder die Verfah-
ren angesichts der drohenden Gefahren zu lange dauern. 
So haben drei der Befragten sich zur erneuten Flucht 
entschieden, obwohl aussichtsreiche Visaverfahren (z. B. 
zum Ehegattennachzug nach Eheschließung oder zum 
Nachzug zu einem Kind in Deutschland mit subsidiärem 
Schutzstatus) bereits liefen. Die Gefahren, die sie mit der 
erneuten Flucht auf sich nahmen, erschienen ihnen als die 
relativ geringere Bedrohung gegenüber einem – auch nur 
vorübergehenden – weiteren Aufenthalt in Afghanistan. 


Wie bedrohlich die Flucht ist, ist den Betroffenen schon 
aus eigener Erfahrung bekannt. Die größten Sorgen sind 
die mitunter tödliche Gewalt der iranischen und türki-
schen Polizei, die Angst im Mittelmeer zu ertrinken, die 
auch durch Berichterstattung über gesunkene Boote in 
der Ägäis in den afghanischen Medien bestätigt wird, Ge-
walt in den griechischen Flüchtlingslagern und die Angst 
vor erneuten Abschiebungen aus Iran und Türkei. 


Mit Ausnahme des bereits genannten Befragten, der 
die Hoffnung auf eine Rückkehr nach Europa aufgegeben 


52	 Nicht berücksichtigt wurden: Einmal Tod durch Suizid, dreimal k.A. 


hat, planen alle weiteren Personen (acht Befragte), die kei-
ne Chance auf ein Visum sehen und noch im Land sind, 
die Flucht. 22 weitere sind schon geflohen. Nach letztem 
Stand waren zwölf in Iran, Pakistan und Türkei, wobei sie 
dort maximal wenige Monate legal bleiben können und 
insbesondere Iran und Türkei aufgrund der dortigen Lage 
und der Abschiebungspraxis nur Durchgangsstationen 
Richtung Europa sind. Acht weitere sind in Griechenland 
und je einer in Österreich und Deutschland. Sieben die-
ser 22 mussten jedoch mehrfach fliehen, da sie erneut von 
Abschiebungen betroffen waren.


Versuche, sich durch Flucht den Gefahren in Afghanis-
tan zu entziehen, sind offensichtlich kein ungewöhnliches 
Phänomen und die Aufenthaltsorte sind gut belegt. Inso-
fern bestehen wenig Zweifel an den Aussagen der Betrof-
fenen. Wie auch in anderen Themenkomplexen ist die Re-
präsentativität gegenüber denen, die nicht dokumentiert 
werden konnten, jedoch deutlich eingeschränkt. In be-
sonderem Maße gilt das für eine Rückkehr durch Visums-
verfahren, die ohne professionelle, soziale und finanzielle 
Unterstützung aus Deutschland kaum möglich scheint. Je 
weniger Unterstützung Betroffene haben, desto weniger 
sind sie jedoch auch in der Lage, eine Flucht in den Iran, 
in die Türkei und weiter nach Griechenland zu finanzie-
ren. Diejenigen, die nicht dokumentiert werden konnten, 
sind somit nicht nur einem noch höheren Gewalt- und 
Verelendungsrisiko ausgesetzt, sondern auch weniger in 
der Lage, sich dieser Situation durch Flucht zu entziehen.







Aktuelle Publikationen


Arbeitshilfen und Übersichten zu  
Themen der Beratungspraxis.   
Abrufbar bei asyl.net unter  
»Publikationen«


Asylmagazin – Zeitschrift für Flüchtlings- und Migrationsrecht


•	 Beiträge aus der Beratungspraxis und zu Rechtsfragen
•	 Themenschwerpunkte und Beilagen
•	 Rechtsprechung
•	 Länderinformationen
•	 Nachrichten, Literaturhinweise


Bestellung bei www.ariadne.de unter »engagiert!«


www.asyl.net


•	 Rechtsprechungsdatenbank und  
»Dublin-Entscheidungen«


•	 Themenseiten
•	 Auswahl von Länderinformationen
•	 Beiträge aus dem Asylmagazin
•	 Publikationen und Stellungnahmen
•	 Newsletter 


www.fluechtlingshelfer.info


Informationen für die ehrenamtliche 
Unterstützung von Flüchtlingen:
•	 Arbeitshilfen
•	 Themenübersichten
•	 Projekte
•	 Links und Adressen


www.ecoi.net


Die Internetdatenbank mit den wich‑
tigsten internationalen Informationen 
zu Herkunftsländern und Drittstaaten.


Der Informationsverbund Asyl und Migration ist Partner von 
ecoi.net, das von der Forschungsstelle ACCORD beim 
Österreichischen Roten Kreuz koordiniert wird.


familie.asyl.net


Das Informationsportal zum Famili‑
ennachzug zu Asylsuchenden und 
Schutzberechtigten.
•	 Nachzug von außerhalb Europas
•	 »Dublin-Familienzusammenführung«
•	 Laufend aktualisierte Fach


informationen


adressen.asyl.net


Adressdatenbank mit
•	 Beratungsstellen im Bereich Flucht 


und Migration sowie weiteren 
Rechtsgebieten (dt./engl.)


•	 Weitere Adressen und Links


Unsere Angebote





cw_goldmannto
Dateianlage
AM19-8-9_beitrag_stahlmann_vorab191009.pdf




Bi
ld


 ©
: C


hr
is


tia
n 


G
oh


de
s


EUROPA BRAUCHT 
EINEN PLAN!
Was unternommen werden muss, um das 
Sterben im Mittelmeer zu stoppen!
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»Das Mittelmeer und der Atlantik vor den Kanaren entwi-
ckeln sich zu einem Massengrab« – dies ist kein Zitat der 
aktuellen Nachrichtenlage, so beschrieb PRO ASYL bereits 
2008 die humanitäre und menschenrechtliche Katastrophe 
im Mittelmeer. Damals starteten wir europaweit die Kampa-
gne »Stoppt das Sterben!«


Nach all den Tragödien der letzten Jahre, nach den unzähli-
gen Toten, nach den beschwörenden politischen Reden zur 
Katastrophe von Lampedusa 2013, nach dem beschämenden 
Ende der EU-Rettungsinitiative Mare Nostrum, nach dem 
Abschluss des EU-Türkei-Deals und nach der Entscheidung 
der EU, mit der »libyschen Küstenwache« – einer maßgeb-
lich von Gewalttätern und Warlords durchsetzten Organisa-
tion – zusammenzuarbeiten, wird der menschenrechtliche 
und humanitäre Niedergang der EU deutlicher als je zuvor. 
Diesen Weg darf die EU nicht weiter gehen – am Ende zer-
stört sie damit sich selbst.


Wir appellieren: Umkehren und Retten! Es muss eine neue 
europäische Initiative zur Rettung von Flüchtlingen und für 
einen gefahrlosen Zugang in die EU geben. Dazu ist die Eu-
ropäische Union den schutzsuchenden Menschen  gegen-
über verpflichtet – und sie schuldet es auch ihren eigenen 
grundlegenden Werten.


STOPPT ENDLICH  
DAS STERBEN!


Herausgeber:
Förderverein PRO ASYL e.V. 
Arbeitsgemeinschaft für Flüchtlinge
Moselstr. 4
60329 Frankfurt am Main
Telefon: 069 / 24 23 14 0
Fax: 069 / 24 23 14 72
Internet: www.proasyl.de
E-Mail: proasyl@proasyl.de 
 
Spendenkonto:
Bank für Sozialwirtschaft Köln
IBAN DE70 3702 0500 5050 5050 50 
BIC BFSWDE33XXX
 
Druck:  
directpunkt GmbH
Ausschläger Allee 178
20539 Hamburg


Veröffentlicht im September 2019


Europa braucht einen Plan!
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EUROPA: EINE REICHE REGION VERSAGT 


Die Flüchtlingspolitik der Europäischen Union ist kläglich. Popu-
listische Parolen, Zerstrittenheit und Schuldzuweisungen bis hin 
zur Tolerierung und Instrumentalisierung rassistischer Einstellun-
gen prägen das Bild. 


Zahlen können das Leiden der Bootsflüchtlinge auf dem Mittel-
meer nicht erfassen. Aber sie machen deutlich, dass die EU – eine 
wirtschaftsstarke Staatengemeinschaft mit über 500 Millionen 
Bürgerinnen und Bürgern – versagt. 


Im Mittelmeerraum, der aufgrund vorgeblich sehr hoher Flücht-
lingszahlen medial und politisch als europäisches Krisengebiet 
behandelt wird, schafften es bis Mitte Juli 2019 etwas mehr als 
31.000 Bootsflüchtlinge über das Meer, auf dem Landweg kamen 
knapp 9.000 (Quelle: UNHCR). 


Die brutale Abschottung der Grenzen, das Verängstigen, Ab-
drängen und Abschrecken, das Isolieren in Elendslagern an den 
EU-Außengrenzen und in den Foltergefängnissen der libyschen 
Handlanger wirkt: Die Zahl der Ankommenden sinkt, das Leid 
gerät aus dem Blick.


Europa braucht einen Plan! Europa braucht einen Plan!


»MENSCHEN AUS SEENOT ZU 
RETTEN IST KEINE FRAGE FÜR 
DEBATTEN ODER DIE POLITIK, 
ES IST EINE VERPFLICHTUNG 
SEIT MENSCHENGEDENKEN. 
WIR KÖNNEN DIESE TRAGÖDIE 
BEENDEN, WENN WIR DEN MUT 
UND DEN WEITBLICK HABEN, 
ÜBER DAS NÄCHSTE BOOT HIN-
AUSZUBLICKEN.«
(Filippo Grandi, Hoher Flüchtlingskommissar der Vereinten Nationen)
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Flüchtlingssituation weltweit
 
Ende 2018 zählte UNHCR (Flüchtlingskom-
missariat der Vereinten Nationen) über 70 
Millionen Flüchtlinge. Mehr als die Hälfte 
lebte als Binnenvertriebene im Herkunftsland, 
annähernd 30 Millionen jenseits der Grenzen. 
80 Prozent dieser Menschen fanden Aufnahme 
in Nachbarländern, viele davon in den ärmsten 
Regionen der Welt. Reichere Länder haben 
nach UNHCR-Angaben gerade einmal 16 Pro-
zent Geflüchtete aufgenommen.


Gesamtankünfte


51.019
Seeweg nach Italien, Griechenland, Spanien, Zypern und Malta


40.777
Landweg


10.242
Tot oder Vermisst


839
Quelle: UNHCR, August 2019


Vorhergehende Jahre	 Ankünfte	 Tot/Vermisst


2018	     141.472	 2.277 
2017	      185.139	 3.139 
2016	    373.652	 5.096 
2015	 1.032.408	 3.771 
2014	    225.455	 3.538
Ankünfte inkl. Seeweg nach Italien, Griechenland, Spanien, Zypern und Malta  
Quelle: UNHCR, Stand August 2019


WENIGER FLÜCHTLINGE. VIELE TOTE.


Griechenland 


26.767


Libyen


Spanien 
18.017


Italien 


4.393


Malta 
1.048


Zypern 


794


Frankreich


Deutschland Polen


Ungarn
Rumänien


Türkei


Syrien


Marokko


Algerien Tunesien


Öster- 
reich
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MENSCHEN STERBEN. UND DIE EU  
KOOPERIERT MIT DEN TÄTERN
 
Das Risiko, auf der Flucht über das zentrale Mittelmeer zu ertrin-
ken, wird größer und größer. 2015 bis 2018 starben dort 12.748 
Menschen – dies sind nur die offiziell registrierten Todesfälle. Für 
dieses massenhafte Sterben ist die Europäische Union verant-
wortlich. 


EU-Mitgliedsstaaten wie Italien verhindern die zivile Seenotret-
tung und sperren die Häfen. Schiffe müssen wochenlang aushar-
ren bis es ihnen erlaubt wird, Gerettete an Land zu bringen. 


Die EU finanziert die »libysche Küstenwache«, rüstet und bildet 
sie aus. 2017 und 2018 haben diese Warlords und Menschen-
händler im Interesse der EU mehr als 30.000 Bootsflüchtlinge auf 
dem Meer aufgegriffen. Im Rahmen von Patrouillen wird Gewalt 
gegen Männer, Frauen und Kinder angewendet, Flüchtlinge 
werden zurück nach Libyen gebracht und dort eingesperrt. Laut 
UN-Berichten wird in den libyschen Haftlagern erpresst, gefol-
tert, vergewaltigt und gemordet. Angaben und Schätzungen 
über die Zahl der inhaftierten Flüchtlinge schwanken stark und 
sind schwer zu verifizieren – vermutlich sind es Zehntausende. 


Neben Artikel 3 der Europäischen Menschenrechtskonven-
tion (Folterverbot) verstößt dies zugleich gegen Artikel 33 
Absatz 1 der Genfer Flüchtlingskonvention (Non Refoule-
ment). Durch das Delegieren an die »libysche Küstenwache« 
versucht die Europäische Union, genau diesen Vorwurf zu 
umgehen. Diese Vorgehensweise ist inakzeptabel: Auch 
sogenannte »Pull-Backs« – das Abfangen und gewaltsame 
Zurückbringen von Flüchtlingsbooten nach Libyen durch die 
»libysche Küstenwache« – verletzen internationales Recht.


Europa braucht einen Plan! Europa braucht einen Plan!


»NIEMAND DARF DER FOLTER 
ODER UNMENSCHLICHER ODER
ERNIEDRIGENDER STRAFE ODER 
BEHANDLUNG UNTERWORFEN
WERDEN.«
Europäische Menschenrechtskonvention, Artikel 3


Drohnen über dem Mittelmeer
 
Überwachungsdrohnen der EU-Grenzagentur 
Frontex fliegen über Gewässern vor Libyen. 
Frontex steht im Verdacht*, die »libysche 
Küstenwache« aktiv mit Informationen über die 
Position von Flüchtlingsbooten zu versorgen, 
damit sie diese abfangen und nach Libyen 
zurückbringen können.
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Die von Warlords durchsetzte 
»libysche Küstenwache« wird von 
der EU ausgebildet, ausgerüstet 
und finanziert.


* theguardian. com, 04.08.2019
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 »EINE FORM DIESER ÄU SSERST SCHWERWIE- 
GENDEN MENSCHENRE CHTSVERLETZUNGEN  
IN PRIVATEN UND LIBYS CHEN AUFFANGLAGERN 
IST DER FAKTISCHE VER KAUF VON FLÜCHTLIN-
GEN AUF LIBYSCHEN SK LAVENMÄRKTEN …«* 


* Antwort der Bundesregierung »Zur Situation von Flüchtlingen in Libyen«, 09. März 2018, Drucksache 19/1146Bi
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Lager in Tripolis/ Libyen 
im April 2017
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ITALIEN SPIELT LIBYSCHEN WARLORDS UND 
MENSCHENHÄNDLERN DIREKT IN DIE HÄNDE 
 
Mit Unterstützung der Europäischen Union übernimmt Italien 
unter Führung des Innenministers Matteo Salvini eine besonders 
unrühmliche Rolle. Italienische Einheiten zur Überwachung des 
Mittelmeerraums helfen libyschen Patrouilleneinheiten beim 
Orten von Flüchtlingen – vor allem in der libyschen Search and 
Rescue (SAR)-Zone. Die Verzweifelten landen oft erneut in den 
Folterlagern, denen sie kurz zuvor entronnen sind.


EU-MITGLIEDSLÄNDER IM ZENTRUM VER- 
SCHIEBEN GEZIELT DIE VERANTWORTUNG 
 
Der starke Druck, den die zentral gelegenen EU-Länder durch das 
systematische Ab- und Zurückschieben von Flüchtlingen an die 
Außengrenzen der EU ausüben, verschärft die Situation unter 
anderem im Mittelmeerraum. Humanitäre »Gnadenakte« wie die 
Aufnahme von Bootsflüchtlingen aus einzelnen Rettungsaktionen 
täuschen über die systematische Verletzung von Menschen- und 
Flüchtlingsrechten durch die EU hinweg. 


Abfahrten von Libyen nach Italien 
absolute Zahlen


2016/Q1 2016/Q2 2016/Q3 2016/Q4 2017/Q1 2017/Q2 2017/Q3 2017/Q4 2018/Q1 2018/Q2 2018/Q3 2018/Q4 2019/Q1


n in Europa angekommen  
n zurück nach Libyen gebracht  
n tot oder vermisst


18.061


2.802


334 560
1.318 742 1.429


44.528


6.337


2.132
3.061 3.387


4.778 4.207
2.986 3.794


6.672


3.688


1.382 1.285
197


1.315
38216369313 358 482 410


1.252


55.890


47.009


23.616


17.993


9.625


4.684


7.746


1.597


57.175


August 2017:  
Verstärkte Kooperation 
der EU mit der libyschen 
Küstenwache, Auswei-
tung der SAR-Zone.


Juli 2018:  
Letzte Rettungsaktion 
durch EU-Kriegsschiffe 
im Rahmen der »Mission 
Sophia«. Salvini wird 
Innenminister.


Quelle: Istituto per gli studi politica internazionale, Milano
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Die Europäische Union kann und darf sich ihrer menschen- und 
völkerrechtlichen Verpflichtung nicht entziehen. Sie baut darauf 
auf, dass sich Bürgerinnen und Bürger ebenso wie geflüchtete 
Menschen auf unveräußerliche Rechte berufen können. Dazu 
zählt das Recht auf Leben, Freiheit und Sicherheit ebenso wie 
das Folter- und das Refoulement-Verbot. Dazu zählt die Pflicht 
zur Seenotrettung und zur Ausschiffung geretteter Menschen 
in sichere Häfen. Schutzsuchenden muss in den aufnehmenden 
Ländern der EU ein ungehinderter Zugang zu einem fairen Asyl-
verfahren inklusive aller Rechtsmittel ermöglicht werden. 
Um diese Verpflichtungen umzusetzen, muss sich eine Koalition 
aufnahmebereiter EU-Staaten zusammenfinden, die den Notfall-
plan für die Aufnahme von Bootsflüchtlingen untereinander or-
ganisiert. Die einzelnen ineinander greifenden Schritte des Plans:  


1.	 Die Europäische Union muss unverzüglich einen eigenen  
	 flächendeckenden Seenotrettungsdienst aufbauen. 


2.	 Die Blockade und Kriminalisierung der zivilen Seenotrettung  
	 muss ein Ende haben.


3.	 Die Zusammenarbeit mit der »libyschen Küstenwache« und  
	 der damit verbundene fortlaufende Völkerrechtsbruch im  
	 Mittelmeer muss sofort gestoppt werden. In Libyen fest- 
	 sitzende Flüchtlinge müssen umgehend evakuiert und in der  
	 EU in Sicherheit gebracht werden.


4. 	Es dürfen keine Abkommen mit Staaten außerhalb der EU  
	 geschlossen werden, um Flüchtlinge dort festzusetzen oder  
	 von der EU aus zurückzuschieben. Ausschiffungen in nordafri- 
	 kanische Häfen darf es nicht geben.


5.	 Es müssen sichere und legale Fluchtwege nach Europa  
	 geschaffen werden (humanitäre Visa, Resettlementprogram- 
	 me, Familienzusammenführung etc.) – dies gilt auch für die  
	 Familienangehörigen von Kriegsflüchtlingen.


6.	 Bootsflüchtlingen ist nach der Anlandung in einem sicheren  
	 europäischen Hafen eine menschenwürdige Aufnahme und  
	 der Zugang zu einem fairen Asylverfahren in einem EU-Mit- 
	 gliedsstaat zu gewähren. Dies gilt für auch für alle Schutz- 
	 suchenden, die auf anderen Wegen Zugang zur Europäischen  
	 Union finden. 


7.	 Hotspots und Transitzentren an den Außengrenzen der  
	 EU sind Orte der Inhumanität und Rechtlosigkeit, sie müssen  
	 geschlossen werden. Die Inhaftierung schutzsuchender  
	 Menschen ist sofort zu beenden.


8.	 Die Verteilung angekommener Flüchtlinge in den kooperie- 
	 renden EU-Staaten muss einem festgelegten Solidarmechanis- 
	 mus folgen und darf nicht nicht mehr von Fall zu Fall ausge- 
	 handelt werden. Schutzsuchenden mit familiären Bindungen  
	 wird die Weiterreise zu ihren Angehörigen ermöglicht.


9.	 Zahlreiche Städte, Regionen und Gemeinden in Deutschland  
	 und Europa haben bereits ihre Aufnahmebereitschaft signa- 
	 lisiert. Für sie muss die Möglichkeit geschaffen werden, Boots- 
	 flüchtlinge im Rahmen eines Relocation-Programms aufzu- 
	 nehmen. 


RETTUNGSPLAN FÜR 
BOOTSFLÜCHTLINGE: WAS 
SOFORT UNTERNOMMEN 
WERDEN MUSS, UM DAS 
STERBEN IM MITTELMEER 
ZU STOPPEN
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